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Maria von Tippelskirch – Rechtsprechung Strafrecht

Der Veranstalter eines Gewinnspiels im Internet, der 
die Zweifel an dessen rechtlicher Zulässigkeit be-
wusst verheimlicht, begeht eine betrugsrelevante Täu-
schungshandlung in rechtswidriger Bereicherungs-
absicht. Die Teilnehmer/innen erleiden bereits durch 
das Erbringen ihrer Spieleinsätze einen Vermögens-
schaden, wenn der Täter nicht die Absicht hat, diese 
zurückzuerstatten. Eine Addition der Einzelschäden 
zu einem (strafschärfenden) Verlust großen Ausma-
ßes kommt nur in Betracht, wenn die tateinheitlich 
zusammentre!enden Einzelschäden das gleiche Op-
fer betre!en. 

BGH, Beschluss vom 15.03.2011 – 1 StR 529/10, NJW 2011, 
1825–1827

Sachverhalt

Der A veranstaltete im Internet ein Quizspiel mit einer 
Teilnahmegebühr von 19 €. Unter den dort erkorenen 
„Sieger/innen“ sollten anschließend Preise, als Haupt-
preis eine dem A gehörende Doppelhaushäl"e, verlost 
werden. Mit dieser konkreten Ausgestaltung wollte A er-
reichen, dass die Behörden das Quiz mit anschließender 
Verlosung als erlaubnisfreies Geschicklichkeitsspiel ein-
stufen und nicht als Glücksspiel verbieten würden. Ob-
wohl die Behörde bereits zuvor ausdrücklich Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit des Spiels geäußert hatte, beantragte 
A einen entsprechenden Negativbescheid und erö#nete, 
ohne die behördliche Entscheidung abzuwarten, am glei-
chen Tag den Spielbetrieb. Dabei versicherte er auf sei-
ner Website ausdrücklich die rechtliche Zulässigkeit des 
Spiels. Bis zur Einstellung des Spielbetriebs nach einer 
entsprechenden Untersagungsverfügung hatten insge-
samt 18.294 Personen Teilnahmegebühren in Höhe von 
insgesamt 404.833 € entrichtet. A zahlte hiervon – auf 
Au#orderung – 4.833 € zurück und verbrauchte den Rest 
für eigene Zwecke.  

Entscheidung und Kritik

In objektiver Hinsicht setzt ein Betrug eine Täuschung 
über Tatsachen, einen hierdurch hervorgerufenen Irr-
tum, eine auf diesem Irrtum basierende Vermögensver-
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Hausverlosung im Internet als besonders schwerer Betrug 

§ 263 III 2 Nr. 2 Var. 1 StGB Täuschung durch die Behauptung rechtlicher Zulässigkeit eines Gewinnspiels, 
wenn diese nicht abschließend geklärt ist.

 * Juniorprofessorin für Straf- und Strafprozessrecht, Wirtscha"s-
strafrecht und rechtswissenscha"liche Fachdidaktik an der Universi-
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fügung und einen infolgedessen entstandenen Vermö-
gensschaden voraus1. 

Der BGH sah hier die erforderliche Täuschung darin, 
dass A behauptete, er habe die Zulässigkeit des Spiels ab-
schließend geklärt und von Seiten der zuständigen Be-
hörden stünden keine rechtlichen Bedenken entgegen. 
Dabei bezieht sich der BGH ausdrücklich nicht darauf, 
dass die rechtliche Bewertung als erlaubnisfreies Ge-
schicklichkeitsspiel objektiv nicht zutraf (im selben Be-
schluss hat der BGH die Verurteilung gemäß § 287 StGB 
sogar mit der Begründung aufgehoben, die bisherigen 
Feststellungen reichten für eine entsprechende Beurtei-
lung nicht aus). Ausschlaggebend soll vielmehr der Um-
stand sein, dass von der Behörde keine rechtliche Unbe-
denklichkeitserklärung abgegeben worden war. Bei den 
Teilnehmer/innen wurde hierdurch ein entsprechender 
Irrtum hervorgerufen, im Erbringen der Spieleinsätze la-
gen hierdurch veranlasste Vermögensverfügungen.

Auch einen hierdurch verursachten Vermögensscha-
den hat der BGH bejaht: Angesichts des oben nachge-
zeichneten Begründungsweges wäre es eigentlich kon-
sequent gewesen, mit Blick auf den Vermögensschaden 
zu argumentieren, die Gegenleistung des Angeklagten 
(Zulassung zum Gewinnspiel, dessen Zulässigkeit nicht 
abschließend geklärt ist) sei hinter der vertraglich ge-
schuldeten Leistung (Zulassung zum Gewinnspiel, des-
sen Zulässigkeit abschließend geklärt ist) im Umfang des 
hierdurch gesteigerten Risikos zurückgeblieben. 

Der BGH sah den Vermögensschaden jedoch bereits zum 
Zeitpunkt der Entrichtung der Teilnahmegebühr in de-
ren vollem Umfang darin begründet, dass A „grundsätz-
lich weder willens noch in der Lage [gewesen sei], den 
überwiegenden Teil der vereinnahmten Gelder, den er 
schon für eigene Zwecke verbraucht hatte, im Fall einer 
vorzeitigen zwangsweisen Einstellung des Spielbetrie-
bes durch die Behörden an die Spielteilnehmer zurück-
zuzahlen“. Der Einschätzung des LG, wonach die Rück-
erstattung der Einsätze an einige Spielteilnehmer/innen 
als bloße Schadenswiedergutmachung zu werten sein, 
stimmte der BGH zu und stützte sich dabei auf eigene 
vorangegangene Entscheidungen: Im Falle einer Täu-
schung der Anleger/innen über das von ihnen gewähl-
te „Anlagemodell“ sei zwar grundsätzlich eine tatrich-

1 !omas Fischer, in: ders., StGB, 58. Au$. 2011, § 263 Rn. 5.
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Maria von Tippelskirch – Rechtsprechung Strafrecht

terliche Risikobewertung zur Bemessung des konkret 
eingetretenen wirtscha"lichen Schadens vorzunehmen. 
Wenn das so genannte Anlagemodell aber tatsächlich 
überhaupt nicht bzw. nur in Form eines „Schneeballsys-
tems“ existiere, so sei bereits zum Zeitpunkt der Vermö-
gensverfügung von einem Schaden im Umfang der ge-
samten Anlagesumme auszugehen2. 

Weiterhin hat der BGH klargestellt, dass es für die Fra-
ge nach dem Vorliegen des Regelbeispiels aus § 263 III 2 
Nr. 2 Var. 1 StGB immer nur auf die Vermögenseinbu-
ße beim einzelnen Opfer ankomme. Eine Addition von 
Einzelschäden aus tateinheitlich zusammentre#enden 
Betrugstaten komme also nur in Betracht, wenn diese 
dasselbe Opfer betre#en – was vorliegend jedoch nicht 
der Fall sei. Diese Begründung zu § 263 III 2 Nr. 2 Var. 1 
StGB überzeugt unter systematischer Berücksichtigung 
von § 263 III 2 Nr. 2 Var. 2 StGB, der nach seinem Wort-

2 BGH vom 18.02.2009 - 1 StR 731/08; BGH vom 23.11.1983 - 3 StR 
300/83; BGH vom 03.11.1955 - 3 StR 172/55, BGHSt 8, 289 (291).

laut gerade darauf abzielt, den „Massenbetrug“ mit je-
weils geringen Vermögensschäden zu erfassen. Damit 
jedoch dieses Regelbeispiel erfüllt ist, bedarf es seinem 
Wortlaut nach der Absicht, fortgesetzte Betrugstaten zu 
begehen – was aber wiederum z. B. im hier vorliegenden 
Fall einer einzigen Täuschungshandlung ausgeschlos-
sen ist. Überraschend ist dieses Ergebnis insofern, als es 
demjenigen, der in der Absicht handelt, nacheinander 

„fortgesetzt“ viele Menschen zu betrügen, einen größe-
ren Unrechtsvorwurf macht als demjenigen, der in der 
Absicht handelt, durch die gleiche Tat gleichzeitig vie-
le Menschen zu betrügen und dem dies sogar – wie im 
vorliegenden Fall – objektiv mittels einer einzigen Täu-
schungshandlung gelingt. Diese Di#erenzierung mag 
Anlass geben, sich in einer solchen Konstellation zumin-
dest mit der Frage nach einem Fall des Betrugs in einem 
unbenannten besonders schweren Fall auseinanderzu-
setzen3.

3 Hierzu !omas Fischer, in: ders., StGB, 58. Au$. 2011, § 263 Rn. 227.
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Mord mit gemeingefährlichen Mitteln durch Unterlassen

§§ 211, 13 StGB Kein Mord durch Unterlassen, wenn Täter/in eine bereits bestehende gemeingefährliche Situ-
ation nur ausnutzt.

Eine mit gemeingefährlichen Mitteln begangene Tö-
tung durch Unterlassen ist grundsätzlich nicht mög-
lich, wenn der Täter eine bereits vorhandene gemein-
gefährliche Situation ausnutzt, unabhängig davon, 
ob die Gefahr zufällig entstanden, von einer dritten 
Person verursacht oder von ihm selbst ohne Tötungs-
vorsatz herbeigeführt worden ist. 

BGH, Beschluss vom 07.07.2009 – 3 StR 204/09, NStZ 2010, 
87–88. 

Sachverhalt

Der Angeklagte A war darüber verzweifelt, dass seine 
Lebensgefährtin L die Beziehung mit ihm beendet hatte. 
Er beschloss deshalb, aus dem Leben zu scheiden, und 
ö#nete in seiner in einem Mehrfamilienhaus be%ndli-
chen Wohnung die Gasleitung, um sich zu vergi"en. Vor 
Ö#nen des Gashahns verbrachte er den Kä%g mit seinem 

Chinchilla aus dem – mit Gas zu $utenden – Wohnzim-
mer in den Flur und dichtete die Tür dorthin mit einem 
Tuch ab. Nachdem das Erdgas 10 bis 15 Minuten ausge-
strömt war, verschloss A den Gashahn wieder und führ-
te ein Telefongespräch mit B, in dessen Verlauf er sich 
beruhigte. Dieses beendete er, als L klingelte, um ihre 
Sachen abzuholen. A ö#nete ihr die Tür. Sodann ließ er 
es geschehen, dass L sich eine Zigarette anzündete. Die 
Flamme des Feuerzeuges entzündete das in dem Raum 
be%ndliche Lu"-Gas-Gemisch; die hierdurch verursach-
te Explosion brachte das gesamte Mehrfamilienhaus 
zum Einsturz. Von den Trümmern wurde der Nachbar 
N erschlagen. A und L erlitten schwere Verletzungen.

Das Urteil des LG und der Beschluss des BGH

Das LG Mönchengladbach hatte den Angeklagten unter 
anderem wegen vollendeten Mordes an dem bei der Ex-
plosion umgekommenen Nachbarn verurteilt. Es warf 
dem Angeklagten vor, eine Tötung durch Unterlassen 

„mit gemeingefährlichen Mitteln“ (§ 211 II Var. 7 StGB) 
verübt zu haben.

 * Juniorprofessorin für Straf- und Strafprozessrecht, Wirtscha"s-
strafrecht und rechtswissenscha"liche Fachdidaktik an der Universi-
tät Hamburg.


